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Betrifft: Kriminalisierung von Migranten in Griechenland

Am 25. Juni 2021 veröffentlichte die New York Times einen Artikel mit dem Titel „He Saved 31 People 
at Sea. Then Got a 142-Year Prison Sentence“ (Er rettete 31 Menschen das Leben und wurde dann 
zu 142 Jahren Gefängnis verurteilt). Darin wird geschildert, wie Hanad Abdi Mohammad das Steuer 
eines Bootes mit 33 Personen übernahm, die aus der Türkei nach Griechenland gelangen wollten, 
und es in Sicherheit brachte. Daraufhin wurde er wegen Menschenschmuggels zu einer 
Freiheitsstrafe von 142 Jahren verurteilt, von der er 20 Jahre, die nach griechischem Strafgesetzbuch 
zulässige Höchststrafe, zu verbüßen hat.

In dem Zeitungsartikel wird darauf hingewiesen, dass Asylsuchende, die das Steuer übernehmen, 
nachdem Schleuser ein Boot verlassen haben, immer häufiger zum Zweck der Abschreckung und 
Einschüchterung von einem Gericht schuldig gesprochen und verurteilt werden. Die nichtstaatliche 
Organisation „Border Monitoring“ hat mindestens 48 Fälle dieser Art allein in Chios und Lesbos 
festgestellt. Hinzu kommt die Kriminalisierung der irregulären Einreise im Jahr 2020, als Dutzende 
von Migranten an der griechisch-türkischen Landgrenze zu Gefängnisstrafen verurteilt wurden, 
anstatt zur Feststellung ihrer Personalien in Aufnahmezentren gebracht zu werden.

Schuldsprüche gegen Flüchtlinge als Schleuser verstößt gegen die Asylvorschriften der EU, denen 
zufolge Flüchtlinge das Recht eingeräumt wird, Asyl zu beantragen.

Wie wird die Kommission sicherstellen, dass Griechenland das EU-Recht und das Völkerrecht in 
solchen Fällen einhält?


